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KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN!

Das bedruckte Papier, das ihr mit diesem Kollektivvertrag in Handen haltet,
ist sehr viel mehr wert, als es auf den ersten Blick scheint: Es bedeutet ge-
regelte Einkommen und faire Arbeitsbedingungen fir alle Arbeiterinnen und
Arbeiter in vielen Branchen. Es schafft auBerdem fir die Betriebsratinnen
und Betriebsrate die Moglichkeit, zusatzlich maBgeschneiderte Betriebsver-
einbarungen abzuschlieBen.

Was auf diesen Seiten geschrieben steht, ist Ergebnis gemeinsamer Ver-
handlungen der Gewerkschaft PRO-GE und der Betriebsratinnen und Be-
triebsrate der einzelnen Branchen mit den jeweiligen Verhandlungsteams
der Unternehmen. Bei diesen Verhandlungen, die jedes Jahr aufs Neue
stattfinden, zeigt sich immer wieder: Je starker eine Gewerkschaft ist — also
je mehr Mitglieder es in einer Branche gibt — umso erfolgreicher kénnen
wir verhandeln. Weil viele Mitglieder das Ass im Armel der Gewerkschaften
sind!

Auch jene Kolleginnen und Kollegen, die nicht Mitglieder einer Gewerkschaft
sind, kommen in den Genuss von Lohnerhdhungen und Verbesserungen bei
den Arbeitsbedingungen. Wenn wir sie dafiir gewinnen kénnen, uns eben-
falls mit ihrer Starke bei den Verhandlungen zu unterstiitzen, hat das fiir
uns alle Vorteile! Denn wir kbnnten noch starker verhandeln, wenn wir noch
mehr wéren — und das ist wohl das beste Argument, um viele Kolleginnen
und Kollegen davon zu Gberzeugen, Mitglied der Gewerkschaft zu werden!

Der Bundesvorstand der Gewerkschaft PRO-GE.
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§ 1. VERTRAGSPARTNER

Der Kollektivvertrag wird zwischen der Bundesinnung der Mdller, 1040
Wien, Prinz-Eugen-StraBe 14, einerseits und dem Osterreichischen Ge-
werkschaftsbund, Gewerkschaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter,
1080 Wien, Albertgasse 35, andererseits abgeschlossen.

Seit November 2009: Gewerkschaft PRO-GE, 1020 Wien, Johann-B6hm-
Platz 1.

§ 2. GELTUNGSBEREICH

Dieser Kollektivvertrag gilt

a) raumlich:
Fiir das Gebiet der Republik Osterreich.

b) fachlich:

Far alle der Bundesinnung der Muller angehérenden Erzeugungszweige:
Muhlengewerbe (Getreidemuller, einschlieBlich der Schalmiuller; Zucker-,
Gewdurz- und Futterschrotmdller; Vermahler anderer organischer Stoffe);
Olpresser; Futtermittelerzeuger (Mischfuttergewerbe). Fir Betriebe, die
auch anderen Erzeugungszweigen auBBerhalb der Bundesinnung der Mul-
ler angehdren, ist dieser Kollektivvertrag anzuwenden, wenn die fachliche
Zugehdrigkeit von den Vertragspartnern einvernehmlich festgelegt wurde.
Fir Mitgliedsfirmen, die innerhalb der Bundesinnung der Miiller mehreren
Erzeugungszweigen angehoren, ist in Zweifelsféllen einvernehmlich zwi-
schen den Kollektivvertragspartnern festzustellen, welche Bestimmungen
des Kollektivvertrages anzuwenden sind. Bei dieser Feststellung ist u. a.
zu bericksichtigen, welcher Erzeugungszweig Uberwiegend ausgeubt
wird.

c) personlich:

Fur alle Arbeiter und Arbeiterinnen einschlie3lich Lehrlinge, im Folgenden
kurz Arbeitnehmer genannt, die in Betrieben beschéftigt sind, welche dem
fachlichen Geltungsbereich (lt. lit. b) unterliegen. Dieser Kollektivvertrag
gilt nicht fir Angestellte und kaufméannische Lehrlinge.



§ 3. FUR DIE BEGRUNDUNG DES
ARBEITSVERHALTNISSES

1. Fir die Begrindung eines Arbeitsverhaltnisses ist keine bestimmte
Form vorgeschrieben.

2. Das Arbeitsverhéltnis kann eingegangen werden

a) auf Probe bis héchstens einen Monat,

b) auf bestimmte oder durch besondere Merkmale bestimmbare Zeit,
¢) auf unbestimmte Zeit.

3. Das fur eine bestimmte oder bestimmbare Zeit eingegangene Arbeits-
verhéltnis kann in der Regel nur einmal verlangert werden.

4. Wird das Arbeitsverhdltnis Uber das Ende der Probezeit, Uber die be-
stimmte oder Uber die bestimmbare Zeit hinaus fortgesetzt, gilt es als ein
fur unbestimmte Zeit eingegangenes Arbeitsverhéltnis.

5. Spatestens nach Ablauf einer allenfalls vereinbarten Probezeit ist der
Arbeitnehmer unter Berucksichtigung der betrieblichen Erfordernisse und
nach der Art der ihm Ubertragenen Arbeit in die entsprechende Lohngrup-
pe der Lohntafel einzustufen.

6. Bei Begrindung des Arbeitsverhéltnisses (Einstellung) sind die ein-
schlagigen Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG),
BGBI. Nr. 22/74, in der jeweils geltenden Fassung, zu beachten.

§ 4. ARBEITSZEIT

1. Die regelmaBige wochentliche Normalarbeitszeit darf 38/40 Stunden
(siehe AZV Seite 27) nicht Gberschreiten.

2. Die Arbeitswoche beginnt grundsétzlich am Montag, 0 Uhr. Abweichun-
gen koénnen jedoch den Erfordernissen entsprechend von den Vertrags-
partnern fur einzelne Erzeugungszweige einvernehmlich festgelegt wer-
den.



3. Die Verteilung der wdchentlichen Arbeitszeit auf die einzelnen Arbeits-
tage erfolgt unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse des Betriebes
und im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen im Einvernehmen zwi-
schen Betriebsleitung und Betriebsrat. § 97 Arbeitsverfassungsgesetz
(ArbVG) BGBI. Nr. 22/74, in der jeweils geltenden Fassung, ist zu beach-
ten. Eine Teilung der so vereinbarten taglichen Arbeitszeit, soweit sie nicht
durch die gem. § 5 festgelegten Pausen bedingt ist, ist einseitig unzulas-

sig.

4. Die wochentliche Arbeitszeit kann sowohl flr einzelne Betriebe als auch
fir einzelne Betriebsabteilungen auf fiinf Tage verteilt werden. Die notwen-
digen Vereinbarungen erfolgen im Einvernehmen zwischen Betriebslei-
tung und Betriebsrat und in Betrieben, wo kein Betriebsrat besteht, mit
den Arbeitnehmern. Fir Arbeiterinnen im Mihlengewerbe ist der Samstag
arbeitsfrei.

5. In Betriebsabteilungen mit einschichtiger Arbeitsweise kénnen die Ta-
gesstunden der Verwendung durch die Betriebsleitung im Einvernehmen
mit dem Betriebsrat derart festgelegt werden, dass die Arbeitszeit in die
Zeit von 6.00 Uhr bis 18.00 Uhr fallt. FUr diese Beschaftigten kann die Ar-
beitseinteilung derart erfolgen, dass am Samstag um 12 Uhr Arbeits-
schluss ist und die restlichen Arbeitsstunden auf die vorhergehenden Wo-
chentage aufgeteilt werden.

6. Die Arbeitszeit der Arbeitnehmer, die in der Auslieferung (Expedit) und
im Verkauf tatig sind, endet mit der fir Samstage behérdlich festgesetzten
Ladenschlusszeit. Den Erfordernissen entsprechend kénnen fur diese Ar-
beitnehmer abweichende Regelungen getroffen werden.

7. Vor- und Abschlussarbeiten, wie z. B. das Reinigen von Maschinen, Ap-
paraten, Gebrauchsgegenstdnden und des Arbeitsplatzes, gelten als Ar-
beitszeit.

8. Allen Arbeitnehmern, die wahrend einer betrieblich festgelegten Pause
beschéftigt sind, wird diese Zeit in die Arbeitszeit eingerechnet, sofern die
Pause nicht spétestens 2 Stunden vor dem Ende der an diesem Tag gel-
tenden Arbeitszeit nachgeholt werden kann.



9.

a) Miihlengewerbe:
Der 24. und 31.12. ist bei Fortzahlung des Entgeltes fur Normalarbeits-
zeit arbeitsfrei. Wird ein Arbeithehmer an diesen Tagen beschéftigt,
sind Uberstunden zu bezahlen. Am Karsamstag, Pfingstsamstag ist
um 12 Uhr Arbeitsschluss. Die dadurch entfallende Arbeitszeit ist voll
zu bezahlen. In den Arbeitswochen, in die diese Tage fallen, tritt eine
Reduzierung der im § 4 vereinbarten regelméaBigen wdchentlichen Ar-
beitszeit ein und darf eine Anderung der Schichteinteilung nicht erfol-
gen.

b) Mischfutter:
Am 24. und 31. Dezember endet die normale Arbeitszeit um 12 Uhr.
Muss ein Dienstnehmer an diesen Tagen nach 12 Uhr beschéftigt wer-
den, sind Uberstunden zu bezahlen. Die Arbeitszeit der Portiere und
Nachtwarter wird im Einvernehmen zwischen Betriebsleitung und Be-
triebsrat festgelegt. Wéhrend der Arbeitszeit kdnnen mitgebrachte
Speisen eingenommen werden.

10. Schichtarbeit oder durchlaufende (kontinuierliche) Arbeit im Betrieb ist
die Arbeit, die von bestimmten Arbeitsgruppen oder einzelnen Arbeitneh-
mern in voribergehenden oder dauernden Wechselschichten geleistet
wird.

11. Welche Arbeiten in Schichten bzw. durchlaufend (kontinuierlich) ge-
leistet werden, kann in den einzelnen Erzeugungszweigen durch Sonder-
vereinbarung geregelt werden.

12. Im Schichtbetrieb und im durchlaufend (kontinuierlich) arbeitenden Be-
trieb ist die Arbeitszeit so einzuteilen, dass die vorgeschriebene Mindest-
ruhezeit eingehalten wird.

13. Fur die in Betriebsabteilungen mit 2schichtiger Arbeitsweise Beschéf-

tigten gilt — sofern betrieblich nichts anderes vereinbart ist — folgende Ar-

beitszeiteinteilung:

Montag bis Freitag: ... von 6 Uhr bis 14 Uhr
von 14 Uhr bis 22 Uhr



14. Fir die in Betriebsabteilungen mit 3schichtiger Arbeitsweise Beschaf-

tigten gilt — soferne betrieblich nichts anderes vereinbart ist — folgende Ar-

beitszeiteinteilung:

Montag bis Freitag: ....................... 1. Schicht von 6 Uhr bis 14 Uhr
2. Schicht von 14 Uhr bis 22 Uhr
3. Schicht von 22 Uhr bis 6 Uhr

15. Bei mehrschichtiger Arbeitsweise ist ein Schichtplan zu erstellen. In-
nerhalb dieser darf die Normalarbeitszeit im woéchentlichen Durchschnitt
die gem. § 4 Ziffer 1 Kollektivvertrag zuldssige Dauer nicht Uberschreiten.

16. Die im Schichtbetrieb Beschéftigten sind berechtigt, ihre Mahlzeiten im
Abwechslungswege ohne Betriebsunterbrechung und nach MaBgabe des
Betriebsganges einzunehmen, sie dirfen den Betrieb nicht verlassen, au-
Ber zum Zweck des Aufsuchens einer auBerhalb des Betriebes gelegenen
Werkskiiche.

17. Die regelméaBige wdchentliche Arbeitszeit fir das Fahrpersonal darf,
wenn in sie regelmaBig und im erheblichen Umfang Arbeitsbereitschaft
fallt, durch Vereinbarung Uber die Normalarbeitszeit hinaus ausgedehnt
werden.

Die verlangerte Wochenarbeitszeit im obigen Sinne darf hdchstens
48 Stunden betragen. Fur diese 8 Stunden pro Woche gebihrt eine Pau-
schale im Ausmaf des Lohnes von 8 Normalarbeitsstunden. Wird ein sol-
cher Dienstnehmer Uber das durch das Pauschale abgegoltene Ausmaf
hinaus beschaftigt, so gebuhrt hiefir die Uberstundenentlohnung.

18. In Getreidemuhlen mit Wasserkraftantrieb kann die Arbeitszeit derart
geregelt werden, dass sie in Betrieben bis zu einer Wochenkapazitat
von 22 t 80 Stunden innerhalb zweier Arbeitswochen betragt. Diese Ar-
beitszeit findet auch fiir Olmithlen Anwendung, die eine tagliche Kapazitat
bis zu 999 kg Olfrucht aufweisen.

§ 5. PAUSEN

1. Soweit in gesetzlichen Bestimmungen keine abweichenden Regelun-
gen bestehen, gelten Arbeitspausen nicht als Arbeitszeit.



2. Die Arbeitspausen, ihre zeitliche Lage und Dauer, sind unter Berlck-
sichtigung der einschlagigen Gesetze im Einvernehmen zwischen der Be-
triebsleitung und dem Betriebsrat zu regeln.

3. Reinigungszeiten flr die Arbeitnehmer wahrend der Arbeitszeit sind je
nach den Erfordernissen zu gewéhren.

4. Fur den Bereich des Mischfuttergewerbes ist Beschaftigten, die Uber
das normale Maf3 hinausgehende, besonders schmutzige Arbeiten zu ver-
richten haben, vor Arbeitsschluss eine Reinigungszeit im Ausmafl3 von
10 Minuten zu gewahren.

5. Bei Flie3- und Bandarbeit oder anderen mit besonderen Beanspruchun-
gen verbundenen Arbeitsverfahren sollen zusétzlich auch haufigere Ar-
beitsunterbrechungen (Kurzpausen) vereinbart werden, die als Arbeitszeit
gelten. Wann und ob solche Vereinbarungen notwendig sind, wird im Ein-
vernehmen zwischen Betriebsleitung und Betriebsrat festgelegt.

6. § 97 Arbeitsverfassungsgesetz (AroVG) BGBI. Nr. 22/74, in der jeweils
geltenden Fassung, ist zu beachten.

§ 6. UBERSTUNDENARBEIT

1. Als Uberstundenarbeit gilt die tber die tagliche bzw. wéchentliche Ar-
beitszeit, die gemaB § 4 festgelegt wurde, hinausgehende Arbeitsleistung.
Uberstundenarbeit soll jedoch nach Mdglichkeit vermieden werden.

2. Erforderliche Uberstundenarbeit ist in dem durch das Arbeitszeitgesetz
festgelegten Rahmen auf Verlangen zu leisten. Die Leistung von Uber-
stundenarbeit Uber das durch Gesetz bestimmte Ausmalf3 ist unzulassig.

3. Uberstunden sind, von unvorhergesehenen Féllen abgesehen, rechtzei-
tig, nach M&glichkeit aber am Vortage, anzukindigen, damit sich die in Be-
tracht kommenden Arbeithehmer darauf einstellen kénnen.

4. Die Arbeitnehmer haben fur die im Sinne der Ziffer 2 verlangte und ge-
leistete Uberstundenarbeit Anspruch auf Vergitung, die aus dem ihnen



gebiihrenden Stundenlohn (Grundlohn) und dem Uberstundenzuschlag
nach Art und Umfang gemaf § 9 zu berechnen ist.

§ 7. SONNTAGS- UND FEIERTAGSARBEIT

1. Als Sonntags- bzw. Feiertagsarbeit gilt die an Sonntagen bzw. an Feier-
tagen in der Zeit von 6 Uhr friih bis zum unmittelbar nachfolgenden Werk-
tag 6 Uhr frih geleistete Arbeit. Sie kann jedoch flr einzelne Erzeugungs-
zweige im Einvernehmen abweichend festgelegt werden. Fir durchlau-
fend (kontinuierlich) arbeitende Betriebe und Schichtbetriebe bzw. Be-
triebsabteilungen kann der Beginn und das Ende der Sonntagsarbeit
bzw. der Feiertagsarbeit im Einvernehmen zwischen Betriebsleitung und
Betriebsrat abweichend festgelegt werden.

2. Arbeiten an Sonntagen und Feiertagen sind nur im Rahmen der jeweils
geltenden gesetzlichen Bestimmungen zuldssig. Reinigungs- und Repara-
turarbeiten, die aus technischen Grinden wahrend des Betriebsganges
nicht durchgefihrt werden kénnen, diirfen an Sonntagen bis 12 Uhr vorge-
nommen werden. Im Falle von dringenden Reparaturarbeiten kann die Ar-
beitszeit bis 14 Uhr verlangert werden. An gesetzlichen Feiertagen diirfen
nur solche unaufschiebbare Arbeiten geleistet werden, die aus Reparatur-
arbeiten bestehen.

3. Als Feiertage gelten die auf Grund des Feiertagsruhegesetzes 1957 in
der jeweils geltenden Fassung festgelegten Tage. Diese sind derzeit:
1. und 6. Janner, Ostermontag, 1. Mai, Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag,
Fronleichnam, 15. August, 26. Oktober, 1. November, 8., 25. und 26. De-
zember und der Karfreitag fur die Angehdrigen der evangelischen Kirche
AB und HB, der altkatholischen Kirche und der Methodistenkirche. Fir
die Angehdérigen der israelischen Glaubensgemeinschaft gilt der Verséh-
nungstag als Feiertag.

4. FUr die in Ziffer 3 angeflihrten Feiertage ist auf Grund der Verordnung
vom 29. Oktober 1945, StGBI. Nr. 212, Uber die Lohnzahlung an Feierta-
gen das regelmaBige Entgelt zu leisten. Als regelméaBiges Entgelt gilt
das Entgelt, das dem Dienstnehmer fiir die normale Arbeit gebihrt, die
er nach der fiir den Betrieb geltenden Arbeitszeiteinteilung an dem Tag,



auf den der Feiertag fallt, zu leisten hatte, wenn dieser Tag ein Werktag
ware.

5. Alle in Ziffer 3 nicht angeflhrten Feiertage gelten als gewdhnliche Ar-
beitstage (Werktage). Sie sind jedoch, wenn von der Betriebsleitung fur
den Betrieb oder vom Gesetzgeber allgemein Arbeitsruhe angeordnet wur-
de, wie gesetzliche Feiertage voll zu entlohnen.

6. Feiertage, die auf einen Sonntag oder in der 5-Tage Woche bzw. durch
eine anders geartete Verteilung der Arbeitszeit auf arbeitsfreie Werktage
fallen, bleiben ohne Vergitung.

7. FUr Arbeiten an Sonntagen bzw. gesetzlichen Feiertagen ist dem Arbeit-
nehmer das der Arbeitsleistung entsprechende Arbeitsentgelt zuzuglich ei-
nes Zuschlages, gerechnet vom Grundlohn, zu zahlen, der im § 9 dieses
Kollektivvertrages festgelegt ist.

8. Arbeitnehmer, deren normale Arbeitszeit den Sonntag einschlieB3t, er-
halten hiefirr einen Ersatzruhetag. Dieser Ersatzruhetag ist wie ein Sonn-

tag zu behandeln, kann jedoch nicht mit einem gesetzlichen Feiertag ab-
gegolten werden.

§ 8. NACHTARBEIT
1. Als Rahmen fur die Nachtarbeitszeit gilt die Zeit zwischen 22 und 6 Uhr.
2. Nachtarbeit ist nur im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen (z. B.

Arbeitszeitgesetz, Kinder- und Jugendbeschéaftigungsgesetz usw. in der
jeweils geltenden Fassung) zulassig.
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§ 9. ZUSCHLAGE FUR UBERSTUNDENARBEIT,
SONNTAGS- UND FEIERTAGSARBEIT UND
NACHTARBEIT

1. Far die

a) an Werktagen,

b) an Sonntagen und

c¢) in der Nachtarbeitszeit

erbrachten zuschlagspflichtigen Arbeitsleistungen sind den Arbeitneh-

mern zu dem flr die Arbeitsleistung gebihrenden Normalstundenlohn
die folgend angefiihrten Zuschlage zu zahlen.

zu a) an Werktagen

fur Uberstunden innerhalb einer Arbeitswoche ................ 50 %
flr Nachtstunden .........ooiiiiii e 50 %
fUr Nachtlberstunden .........ovovviiiiii i 100 %

zu b) an Sonntagen
fir die ersten 7 Sonntagsstunden wahrend der Tageszeit .. 100 %
fir dartber hinausgehende Stunden sowie Sonntagsnacht-
SIUNAEN .o 150 %
zu c) ein Nachtschichtzuschlag
fur die in die Nachtzeit fallende Schicht- bzw. durchlaufen-

de (kontinuierliche) Arbeit im AusmaB von................... 30 %)
Waéchter und Portiere haben keinen Anspruch auf Nachtschichtzu-
schlage.

2. Fur die an Feiertagen erbrachten Arbeitsleistungen sind dem Arbeitneh-
mer neben dem gemaf der Verordnung Uber die Lohnzahlung an Feierta-
gen (STGBI. Nr. 212/45) gebihrenden Entgelt (d. i. das regelméBige Ent-
gelt sowie das auf die geleistete Arbeit entfallende Entgelt) noch folgende
Zuschlage zu bezahlen:

*) Miihlengewerbe im Ausmai3 von 50 % (geédndert im Rahmen der Lohnverhandlung
mit Geltung 1.8.1995)
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daher Gesamt-

entgelt
a) fur Normalstunden ............oooiiiiiiiiiiiinnns 50 % 250 %
b) fur Nachtstunden................coooiiiiinn, 100 % 300 %
c) fir Uberstunden ...........ccoeeeieiiiiiiiiiein, 100%  300%
d) fur Nachtlberstunden ..o, 150 % 350 %

3. Bei etwaigem Zusammentreffen mehrerer Zuschlage schlie3t der
héchste Zuschlag alle anderen aus.

§ 10. LOHNZAHLUNG

1. Die Arbeitnehmer werden nach der Art der ihnen Ubertragenen Arbeit
und Verwendung in Lohngruppen eingeteilt.

2. Die Lohnséatze fir die einzelnen Lohngruppen werden in Lohntafeln der
Erzeugungszweige der Bundesinnung der Mdller festgelegt. Die Lohnta-
feln bilden einen Bestandteil dieses Kollektivvertrages.

3. Der Lohnzahlungszeitraum kann fiir eine Woche oder fir einen Monat
festgelegt werden. Der Lohnabrechnungszeitraum kann eine Woche, ein
Mehrfaches an Wochen oder einen Monat umfassen. Abschlagszahlun-
gen (Akontierungen) sind einvernehmlich zu regein.

4. Die Abrechnung der Arbeitsentgelte hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass
die Arbeitnehmer am festgelegten Lohnzahlungstag ihren Lohn erhalten.

5. Die Auszahlung der Arbeitsentgelte soll ohne Stérung des Arbeitsablau-
fes wahrend der Arbeitszeit erfolgen.

6. Den Arbeithehmern ist mit der Abrechnung der Arbeitsentgelte eine Auf-
stellung mit genauer Angabe der Lohnhdhe, der Anzahl der verrechneten
Arbeitsstunden, der Zuschlage, der Zulagen und Abziige auszufolgen.

7. Hinsichtlich der Gleichheit des Entgelts fur mannliche und weibliche Ar-

beitskréafte fur gleichwertige Arbeit wird auf das Gleichbehandlungsgesetz
BGBI. Nr. 108/79, in der jeweils geltenden Fassung, hingewiesen.
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8. Die Lehrlingsentschadigung hat ab dem 3. Lehrjahr mindestens 50 %
des niedrigsten Facharbeiterlohnes der jeweiligen Lohntafel zu betragen.

§ 11. ZULAGEN

1. FUr Arbeitnehmer, die ihre Arbeiten unter besonderem, das Ubliche Maf3
Uberragenden Schmutz, unter besonderen Erschwernissen oder unter be-
sonderer Gefahr verrichten mussen, kann eine Zulage gewéhrt werden
(gem. § 68 EStG).

2. Zulagen sind nach Art und Umfang im Einvernehmen zwischen Be-
triebsleitung und Betriebsrat in einer Betriebsvereinbarung festzulegen.
Die so vereinbarten Zulagen bilden einen Bestandteil dieses Kollektivver-
trages. Ferner kdnnen solche Zulagen auch fur einen Erzeugungszweig in
der Lohntafel vereinbart werden.

3. Sofern im Auftrag des Betriebes Inkassi von Chauffeuren oder Mitfah-
rern durchgefuhrt werden, ist diesen zum Ausgleich bei ihnen allenfalls
vorkommenden Manki ein Mankogeld im Ausmaf von einem Promille
der jeweils zum Inkasso gebrachten Summe auszuzahlen. Das Mankogeld
gebuhrt nur einmal, auch wenn das Inkasso vom Chauffeur und Mitfahrer
gemeinsam durchgefihrt werden sollte. Die Auszahlung des Mankogeldes
soll monatlich erfolgen.

4. Fur den Bereich des Muhlengewerbes erhalten stdndige Betriebsange-
horige, die Bachraumarbeiten in der Bachsohle sowie Arbeiten im Turbi-
nenschacht durchfiihren, flr jede wahrend der Bachabkehr geleistete Ar-
beitsstunde eine 50%ige Zulage zum normalen Stundenlohn.

§ 12. ZEHRGELDER UND UBERNACHTUNGSKOSTEN

1. Fir Kraftfahrer und Mitfahrer kénnen unter Berlcksichtigung der tat-
sachlichen Erfordernisse fur die durch Ausfahrten von langerer Dauer
und gréBerer Entfernung entstehenden Mehraufwendungen zwischen Be-
triebsleitung und Betriebsrat Zehrgelder festgelegt werden.
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2. Fir alle tbrigen Arbeitnehmer, die zu einer auswartigen Beschaftigung
entsandt werden, kénnen unter Berlcksichtigung der tatséachlichen Erfor-
dernisse fur die entstehenden Mehraufwendungen Zehrgelder im Sinne
der Ziffer 3 festgelegt werden.

3. Zeitdauer und Entfernung gem. Ziffer 1 und 2 sind von den einzelnen Er-
zeugungszweigen festzulegen.

4. Die tatsachlichen Barauslagen fir eine angemessene Ubernachtung
und eine allféllig notwendig gewordene Einstellung des Fahrzeuges wer-
den gegen Vorlage der quittierten Rechnung vergutet.

§ 13. URLAUB

1. Hinsichtlich des Urlaubs gilt das Urlaubsgesetz vom 7. Juli 1976 (BGBI.
Nr. 390/76) in der jeweils geltenden Fassung.

2. Der Generalkollektivvertrag Uber das Urlaubsentgelt vom 22. Februar
1978 gilt mit folgenden Ergénzungen hinsichtlich der Berechnungsart: So-
weit das Entgelt oder Bestandteile des Entgelts (etwa Zulagen) fiir die Ur-
laubsdauer nicht auf Grund der Arbeitszeiteinteilung feststellbar sind, sind
regelmaBige Entgeltsbestandteile bei wdchentlicher oder mehrwdchentli-
cher Abrechnung mit dem Durchschnitt der letzten dreizehn Wochen, bei
Monatslohn oder monatlicher Abrechnung mit dem Durchschnitt der letz-
ten drei Monate zu berechnen.

§ 14. URLAUBSZUSCHUSS

1. Neben dem gesetzlich geregelten Urlaubsentgelt gebihrt den Arbeit-
nehmern ein Urlaubszuschuss.

2. Der Urlaubszuschuss wird bei Urlaubsantritt ausbezahlt. Wird der Ur-

laub in zwei Teilen genommen, kann der Urlaubszuschuss anteilméaBig
entrichtet werden.
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3. Der Urlaubszuschuss betragt fiir das Muhlengewerbe 1 Monatsgrund-
lohn in jedem Dienstjahr, fir das Mischfuttergewerbe 4 Wochengrundiéh-
ne.

4. Der Wochengrundlohn (Monatsgrundlohn) ist der Lohn, der sich aus der
fir den Arbeithnehmer geltenden wdchentlichen Normalarbeitszeit ergibt.
Fur Lehrlinge wird der Berechnung die Lehrlingsentschadigung sinnge-
man zugrunde gelegt. Zuschlage gem. § 9 dieses Kollektivvertrages und
Zulagen gem. § 11 dieses Kollektivvertrages sind in die Berechnung des
Wochengrundlohnes nicht einzubeziehen.

Bei Akkord- und Stuckléhnen wird der Urlaubszuschuss nach dem Durch-
schnitt der letzten 13 Wochen unter Ausscheidung nur ausnahmsweise
geleisteter Arbeiten bemessen.

5. Anspruch auf den entsprechenden Anteil des Urlaubszuschusses ha-
ben Arbeitnehmer

a) deren Arbeitsverhéltnis vor Urlaubsantritt vom Arbeitgeber oder Arbeit-
nehmer gekindigt wird;

b) die gem. § 82 Lit. h) der Gewerbeordnung*) entlassen werden;
c) die gem. § 82a der Gewerbeordnung*) austreten.

6. Arbeitnehmer, die aus dem Arbeitsverhaltnis ohne wichtigen Grund
(§ 82a der Gewerbeordnung*) vorzeitig austreten, oder Arbeitnehmer,
die gem. § 82 der Gewerbeordnung*) (ausgenommen lit. h) entlassen wer-
den, haben keinen Anspruch auf Urlaubszuschuss.

7. Ein Anspruch auf Urlaubszuschuss besteht nicht flir die Dauer der
Wehrdienstleistung, flr die Dauer des Bezuges von Wochengeld gem.
§ 162 ASVG sowie fir die Dauer des Karenzurlaubes gem. dem Mutter-
schutzgesetz und dem Elternkarenzurlaubsgesetz**) in der jeweils gelten-
den Fassung.

*) Siehe § 376 Ziffer 47 Abs. 1 Gewerbeordnung (BGBI. Nr. 50/74) in der jeweils gel-
tenden Fassung.
**) (durch BGBI | 103/2001 in Véter-Karenzgesetz umbenannt)
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8. Bei Losung des Arbeitsverhélinisses durch den Arbeitnehmer bzw. bei
Entlassung gem. § 82 der Gewerbeordnung*) (ausgenommen § 82 lit. h)
zu einem Zeitpunkt, in dem der Urlaubszuschuss bereits ausbezahlt wur-
de, hat der Arbeithehmer den zuviel erhaltenen Teil des Urlaubszuschus-
ses entsprechend dem Rest des Dienstjahres zurlickzuzahlen.

9. Der Tod des Arbeitnehmers beseitigt nicht den Anspruch auf jenen Teil
des Urlaubszuschusses, der dem Verstorbenen geblhrt hatte.

§ 15. WEIHNACHTSREMUNERATION

1. Den Arbeitnehmern, welche am 1. Dezember im Betrieb beschéftigt
sind, gebuhrt eine Weihnachtsremuneration.

2. Die Weihnachtsremuneration wird spéatestens in der ersten vollen De-
zemberwoche ausbezahlt.

3. Die Weihnachtsremuneration betrégt flir das Muhlengewerbe 1 Monats-
grundlohn in jedem Kalenderjahr, fir das Mischfuttergewerbe 4 Wochen-
grundiéhne.

4. Der Wochengrundlohn (Monatsgrundlohn) ist der Lohn, der sich aus der
fur den Arbeitnehmer geltenden wdéchentlichen Normalarbeitszeit ergibt.
Fur Lehrlinge wird der Berechnung die Lehrlingsentschadigung sinnge-
man zugrunde gelegt. Zuschlage gem. § 9 des Kollektivvertrages und Zu-
lagen gem. § 11 des Kollektivvertrages sind in die Berechnung des Wo-
chengrundlohnes nicht einzubeziehen. Bei Akkord- und Stickléhnen wird
die Weihnachtsremuneration nach dem Durchschnitt der letzten 13 Wo-
chen unter Ausscheidung nur ausnahmsweise geleisteter Arbeiten bemes-
sen.

5. Anspruch auf den entsprechenden Anteil der Weihnachtsremuneration
haben Arbeitnehmer,

*) Siehe § 376 Ziffer 47 Abs. 1 Gewerbeordnung (BGBI. Nr. 50/74) in der jeweils gel-
tenden Fassung.
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a) deren Arbeitsverhaltnis vor Falligkeit vom Arbeitgeber oder Arbeitneh-
mer gekindigt wird;

b) die gem. § 82 lit. h) der Gewerbeordnung*) entlassen werden oder

c) die gem. § 82a der Gewerbeordnung*) austreten.

6. Arbeitnehmer, die aus dem Arbeitsverhéltnis ohne wichtigen Grund
(§ 82a der Gewerbeordnung*) vorzeitig austreten oder die gem. § 82 der
Gewerbeordnung®) (ausgenommen lit. h) entlassen werden, haben keinen
Anspruch auf Weihnachtsremuneration.

7. Ein Anspruch auf Weihnachtsremuneration besteht nicht fir die Dauer
der Wehrdienstleistung, fir die Dauer des Bezuges von Wochengeld
gem. § 162 ASVGF sowie fur die Dauer des Karenzurlaubs gem. dem Mut-
terschutzgesetz und dem Elternkarenzurlaubsgesetz**) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

8. Bei Lésung des Arbeitsverhéltnisses durch den Arbeitnehmer bzw. bei
Lésung gem. § 82 der Gewerbeordnung®) (ausgenommen lit. h) nach
der Auszahlung der Weihnachtsremuneration hat der Arbeitnehmer den
zuviel erhaltenen Teil der Weihnachtsremuneration entsprechend dem
Rest des Berechnungszeitraumes zurlickzuzahlen.

9. Der Tod des Arbeitnehmers beseitigt nicht den Anspruch auf jenen Teil
der Weihnachtsremuneration, der dem Verstorbenen gebuihrt hétte.

§ 16. ENTGELTFORTZAHLUNG IM KRANKHEITSFALLE
Seit 1.1.2001 gelten die besseren Bestimmungen des EFZG
1. Uber die Anspruchsdauer des EFZG hinaus besteht unter den Voraus-

setzungen des § 2 Abs. 1, 2, 4 und 5 und § 4 EFZG Anspruch auf einen
kollektivvertraglichen Krankengeldzuschuss in folgender Hoéhe:

*) Siehe § 376 Ziffer 47 Abs. 1 Gewerbeordnung (BGBI. Nr. 50/74) in der jeweils gel-
tenden Fassung.
**) (durch BGBI | 103/2001 in Véter-Karenzgesetz umbenannt)
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A) Anspruch bei Krankheit

a) Miihlengewerbe:
Der Zuschuss gebihrt ab dem 11. Dienstjahr bis zum vollendeten
15. Dienstjahr flr die 7. und 8. Woche der Verhinderung, ab dem 16.
bis zum vollendeten 25. Dienstjahr fir die 9. bis 12. Woche der Verhin-
derung, ab dem 26. Dienstjahr fiir die 11. und 12. Woche der Verhinde-
rung einmal innerhalb eines Dienstjahres.

b) Mischfuttergewerbe:
Der Zuschuss geblhrt ab dem 4. Dienstjahr bis zum vollendeten
5. Dienstjahr fur die 5. Woche der Verhinderung, ab dem 6. Dienstjahr
bis zum vollendeten 10. Dienstjahr fir die 7. Woche der Verhinderung,
ab dem 11. Dienstjahr bis zum vollendeten 15. Dienstjahr fiir die 7. bis
9. Woche der Verhinderung einmal innerhalb eines Dienstjahres.

B) Anspruch bei Arbeitsunfall

Ohne Rucksicht auf die Dauer der Betriebszugehdrigkeit erhélt der Arbeit-
nehmer, wenn er durch einen Arbeitsunfall (Berufskrankheit) an der Ar-
beitsleistung verhindert ist, den oben angeflihrten Zuschuss vom 1. bis
zum vollendeten 15. Dienstjahr fir die 9. bis 12. Woche der Verhinderung,
ab dem 16. Dienstjahr fur die 11. und 12. Woche der Verhinderung. Der
Anspruch besteht pro Arbeitsunfall.

2. Der Anspruch auf Krankengeld ist fur Lehrlinge im Sinne § 17a des Be-
rufsausbildungsgesetzes geregelt.

3. Der Zuschuss gebuhrt in der Hohe des Unterschiedsbetrages zwischen
95 % des Nettolohnes und dem Krankengeld der Krankenkasse (auch
wenn der Arbeitnehmer kein oder nur ein gekirztes Krankengeld von
der Krankenkasse bezieht). Die H6he des Zuschusses darf jedoch 49 %
des vollen Entgelts im Sinne des Entgeltfortzahlungsgesetzes nicht tber-
steigen.

4. Fur die ersten drei Krankheitstage betragt die Héhe des Krankengeldzu-
schusses fur zwei Krankheitsfélle innerhalb eines Arbeitsjahres je Tag
70 % des Nettolohnes fir die entfallenden Arbeitsstunden. Ab dem dritten
Krankheitsfall innerhalb eines Arbeitsjahres wird vom Arbeitgeber fur die
ersten drei Tage der Krankheit kein Krankengeldzuschuss geleistet.

18



5. Fir die Berechnung des Entgeltes bei Arbeitsverhinderung (Zuschuss
zum Krankengeld) gilt als Nettolohn die um die gesetzlichen Lohnabzilige
verminderte allgemeine Beitragsgrundlage zur Krankenversicherung des
letzten abgeschlossenen Beitragszeitraumes vor der Erkrankung (Arbeits-
unfall). Sonderzahlungen im Sinne des § 49 ASVG sowie wahrend der Ar-
beitsunfahigkeit weiter gewéhrte Sachbezlige bleiben bei Berechnung des
Entgelts auBer Betracht.

6. Ist die Arbeitsunfahigkeit des Arbeitnehmers Folge eines von einem Drit-
ten schuldhaft verursachten Unfalles, der kein Arbeitsunfall ist, erhalt der
Arbeitnehmer Krankenentgelt im Sinne dieses Kollektivvertrages als Vor-
schuss, der zuriickzuzahlen ist, wenn dem Arbeitnehmer vom Dritten
Schadenersatz geleistet wird. Kommt es nur zu einer teilweisen Erfillung
der Schadenersatzanspriiche, hat der Arbeitnehmer diesen Vorschuss an-
teilsméBig zurickzuzahlen. Zur Verfolgung von Schadenersatzanspri-
chen ist der Arbeitnehmer nicht verpflichtet. Er hat sie jedoch in diesem
Fall Gber Verlangen an den Arbeitgeber abzutreten, der sie auf seine Ge-
fahr und Kosten verfolgen kann.

7. Ein Anspruch auf Krankengeldzuschuss besteht nicht, wenn es sich um
einen Unfall im Rahmen einer gegen Entgelt ausgelibten Nebenbeschafti-
gung bei einem anderen Arbeitgeber handelt.

8. Im Falle der Lésung des Arbeitsverhaltnisses wahrend der Krankheit

gelten folgende Grundséatze:

a) Wird das Arbeitsverhéltnis wéhrend der Krankheit vom Arbeitgeber
durch Kindigung gel6st, so ist der Krankengeldzuschuss in der oben
angefihrten H6he und Dauer weiterzuzahlen.

b) Wird der Arbeitnehmer wahrend der Krankheit gemaf § 82 der Gewer-
beordnung (ausgenommen lit. h) entlassen, so endet die Zahlung des
Krankengeldzuschusses gleichzeitig mit der Lésung des Arbeitsverhalt-
nisses.

c) Wird das Arbeitsverhaltnis wahrend der Krankheit durch Kiindigung sei-
tens des Arbeitnehmers oder durch vorzeitigen Austritt durch wichtigen
Grund zur Lésung gebracht, so gebuhrt der Krankengeldzuschuss nur
bis zum Zeitpunkt der Lésung des Arbeitsverhaltnisses.
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d) Wird das Arbeitsverhaltnis wahrend der Krankheit im beiderseitigen
Einvernehmen geldst, so gebuhrt der Krankengeldzuschuss im oben
angefuhrten Ausmalf3, sofern zwischen Arbeitgeber und Arbeithehmer
keine andere Vereinbarung getroffen wird.

e) Bei Vorliegen eines befristeten Arbeitsverhaltnisses endet die Zahlung

des Krankengeldzuschusses gleichzeitig mit der Loésung des Arbeits-
verhéltnisses.

§ 17. ENTGELT BEI ARBEITSVERHINDERUNG
AUSSERHALB DES KRANKENSTANDES

Nach einer ununterbrochenen Betriebszugehdrigkeit von 14 Tagen hat der
Arbeitnehmer bei Vorliegen nachstehend angefuhrter Arbeitsverhinde-
rungsgriinde Anspruch auf seinen Lohn:

1. a) bei eigener EheschlieBung ................ccoviinins 3 Arbeitstage

b) bei Todesfall (einschlieBlich Bestattung) der Eltern,
Ehegatten (Lebensgeféhrten), Kinder, (Stief-,
Adoptiv- Schwiegerkinder und Geschwister), wenn
sie mit dem Arbeitnehmer im gemeinsamen Haus-
halt lebten 3 Arbeitstage

2. a) bei Niederkunft der Ehegattin (Lebensgefahrtin) ... 2 Arbeitstage

b) bei Tod der Eltern (GroB-, Schwieger-, Zieh- und
Stiefeltern), Kinder (Enkel-, Zieh- Stief- und Wahl-
kinder) inklusive Bestattung, wenn sie nicht im ge-
meinsamen Haushalt mit dem Arbeitnehmer lebten 2 Arbeitstage

Fallt die Bestattung auf einen arbeitsfreien Tag.... 1 Arbeitstag

c) bei Wohnungswechsel, wenn ein eigener Haus-
stand besteht oder gegriindet wird ................... 2 Arbeitstage

3. a) bei Teilnahme an der EheschlieBung eines eigenen
Elternteiles, GroBeltern, der Kinder (Enkel-, Zieh-
oder Adoptivkinder), der Geschwister................ 1 Arbeitstag

b) bei plétzlich eingetretener Krankheit oder Unfall der
im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienan-
gehdrigen, sofern arztlich nachgewiesen wird, dass
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die personliche Anwesenheit des betreffenden Ar-
beitnehmers unbedingt notwendig war .............. 1 Arbeitstag

bei Musterung zum Prasenzdienst der Musterungs-
1220 1 Arbeitstag

bei Verkehrsstérungen offentlicher Verkehrsmittel,
sofern diese nachgewiesen werden und der Weg
zur Arbeitsstatte nicht anders zuriickgelegt werden
konnte, die jeweils ausfallende Zeit, h6chstens 1 Ar-
beitstag ..o 1 Arbeitstag

Fur die nachweislich notwendige Zeit:

gegen Bestatigung bei Aufsuchen des Arztes (ambulatorische oder
Zahnbehandlung), falls dies nicht auBerhalb der Arbeitszeit gesche-
hen kann, jedoch nur bis zum Héchstausmaf von 40 Stunden inner-
halb eines Dienstjahres;

bei Ladung vor Behdrden, Amter, Gerichte. Eine Fortzahlung dieses
Entgelts gebuhrt in diesen Féallen nur dann, wenn der betreffende Ar-
beitnehmer keine Entschadigung seitens der vorladenden Stelle er-
halten kann. Eine Fortzahlung entféllt auch dann, wenn der Arbeit-
nehmer als Beschuldigter in einem Strafverfahren oder als Partei
in einem Zivilprozess geladen ist;

bei Arbeitsausfallen infolge Betriebsstérungen und héherer Gewalt
behélt der Arbeitnehmer, falls er zur Leistung der Dienste bereit
war, auch wenn er nicht zu anderen Arbeiten im Betrieb herangezo-
gen werden kann, den Anspruch auf den vollen Lohn fir den Tag, an
dem die Betriebsstérung eingetreten ist. Dauert der durch die Be-
triebsstérung verursachte Arbeitsausfall 1anger, dann gebihrt dem
Arbeitnehmer fir diese Zeit, sofern er nicht im Betrieb anwesend
war, der halbe Lohn bis zu einem Héchstausmaf von zwei Wochen.

Die von der Sanitatsbehérde angeordnete Gebiets- bzw. Ausgehbe-
schrankung bei Auftreten von Seuchen und ansteckenden Krankhei-
ten, die tatsachlich ausfallende Arbeitszeit abzlglich der dem Arbeit-
nehmer von Amts wegen zustehenden Vergitungsséatze, maximal
jedoch so lange, wie von Amts wegen eine Vergutung bezahlt wird.
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e) Teilnahme an Abordnungen zu Begrabnissen, inso-
weit sie im Einverstdndnis mit der Betriebsleitung

erfolgtist, ... die versdumte
Arbeitszeit.
f) Auslbung der gesetzlichen Wahlrechte ............. die versdumte
Arbeitszeit.
g) Die Begleitung des Kindes am ersten Schultag der
1. Volksschulklasse von einem Elternteil ............ die notwendige
Zeit.
h) Einbringung des Pensionsantrages .................. die notwendige
Zeit.

§ 18. SCHUTZ- UND ARBEITSKLEIDUNG

1. Schutzausristung und Schutzkleidung

a) Die durch gesetzliche Vorschriften erforderliche Schutzausristung und
Schutzkleidung wird vom Arbeitgeber (Betrieb) beigestellt. Sie bleibt Ei-
gentum des Betriebes und darf auBerhalb des Betriebes nicht verwen-
det werden.

b) Reinigung und Ausbesserung der Schutzausristung bzw. Schutzklei-
dung erfolgt wahrend der Arbeitszeit.

2. Nach mindestens einmonatiger Betriebszugehdrigkeit erhalten alle Ar-
beitnehmer pro Dienstjahr zwei Arbeitsanzlige, die vom Betrieb beigestellt
werden, nur im Dienst verwendet werden durfen, pfleglich zu behandeln
sind und vom Arbeitnehmer instand gehalten werden missen. Die Arbeits-
anzuge bleiben Eigentum des Betriebes und sind bei Losung des Arbeits-
verhaltnisses abzugeben.

§ 19. LOSUNG DES ARBEITSVERHALTNISSES

1. Innerhalb der ersten vier Wochen kann das Arbeitsverhéltnis jederzeit
vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer geldst werden.
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2. Nach einer ununterbrochenen Betriebszugehdrigkeit von 30 Tagen
kann das Arbeitsverhaltnis beiderseits jeweils zum Ende der Arbeitswoche
unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von einer Woche geldst werden.
Wahrend der Kiindigungsfrist hat der Arbeithehmer Anspruch auf 8 ar-
beitsfreie bezahlte Stunden pro Woche zum Zwecke der Arbeitssuche.

3. Wurde das Arbeitsverhéltnis fir eine befristete Zeit eingegangen, so en-
det dasselbe mit Ablauf der vereinbarten Zeit.

4, Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ist der Arbeitgeber unter ande-
rem verpflichtet, dem Arbeitnehmer innerhalb von einer Woche

a) das gebihrende Entgelt zu zahlen,

b) Uber Verlangen ein schriftliches Zeugnis auszustellen und

c) die Arbeitspapiere auszufolgen.

Der Arbeitnehmer ist unter anderem verpflichtet, die in seinem Gewahrsam

befindlichen Werkstlicke, Werkzeuge, Arbeitsunterlagen, Arbeitskleidung
und Urkunden zurlckzustellen.

5. Fur die Loésung von Lehrverhaltnissen gelten die gesetzlichen Bestim-
mungen.

§ 20. ABFERTIGUNG

Es gelten die Bestimmungen des Arbeiterabfertigungsgesetzes in der je-
weils geltenden Fassung.

§ 21. VERFALL VON ANSPRUCHEN

1. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, bei der Auszahlung des Arbeitsentgel-
tes den ausgewiesenen Betrag sofort vor dem Auszahlenden nachzupru-
fen und gegebenenfalls unverzlglich zu reklamieren.

2. Alle gegenseitigen Anspriche aus dem Arbeitsverhéltnis missen bin-

nen dreier Monate nach dem Entstehen bzw. Bekanntwerden geltend ge-
macht werden, widrigenfalls der Anspruch erlischt.
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3. Bei rechtzeitiger Geltendmachung der Anspriche bleibt die gesetzliche
dreijahrige Verjahrungsfrist gewahrt.

4. Die Fristen flr die Geltendmachung vertraglicher Anspriiche werden flr
die Zeit der Préasenzdienstleistung und des Karenzurlaubes nach dem Mut-
terschutzgesetz und dem Elternkarenzurlaubsgesetz*) gehemmt.

5. Ein Verzicht auf die Anspriche des Arbeitnehmers bei Beendigung des
Arbeitsverhéltnisses kann vom Arbeitnehmer innerhalb von drei Arbeitsta-
gen, gerechnet vom Zeitpunkt der Aushandigung der Endabrechnung,
rechtswirksam widerrufen werden.

§ 22. SCHLICHTUNG VON STREITIGKEITEN

1. Die Kollektivvertragspartner verpflichten sich, auf ihre Mitglieder Ein-
fluss zu nehmen, damit der Kollektivvertrag gewissenhaft eingehalten wird.

2. Bei Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten, die sich bei Anwen-
dung bzw. aus der Auslegung dieses Kollektivvertrages ergeben, ist zu-
nachst zu versuchen, das Einvernehmen zwischen Betriebsleitung und
Betriebsrat herzustellen.

3. Kommt zwischen Betriebsleitung und Betriebsrat innerhalb von 4 Wo-
chen eine Einigung nicht zustande, ist der Streitfall sodann den beiden
Vertragspartnern dieses Kollektivvertrages, und zwar zuerst auf Landes-
ebene und, wenn es erforderlich sein sollte, anschlieBend auf Bundesebe-
ne zu Ubertragen.

4. Kommen die Vertragspartner innerhalb von weiteren 4 Wochen zu kei-
ner Entscheidung, steht es den Streitteilen frei, den Streitfall je nach Zu-
standigkeit beim Einigungsamt oder beim Arbeitsgericht anh&ngig zu ma-
chen.

5. In den Féllen, die an gesetzliche Fristen gebunden sind, kann zur Ver-
meidung von Terminverlusten auch wahrend der Laufzeit eines Schlich-

*) (durch BGBI | 103/2001 in Véter-Karenzgesetz umbenannt)
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tungsverfahrens der Streitfall beim Einigungsamt oder Arbeitsgericht an-
hangig gemacht werden.

§ 23. BEGUNSTIGUNGSKLAUSEL

1. Die in den einzelnen Erzeugungszweigen von diesem Kollektivvertrag
abweichenden Bestimmungen, die anstelle der entsprechenden Bestim-
mungen dieses Kollektivvertrages treten oder diese ergénzen, sind im je-
weiligen Branchenanhang festgelegt. Dieser Branchenanhang bildet einen
integrierten Bestandteil dieses Kollektivvertrages.

2. Glnstigere betriebliche Regelungen bleiben durch diesen Kollektivver-
trag unbertihrt.

§ 24. SONSTIGE BESTIMMUNGEN

1. Mit Wirksamkeitsbeginn dieses Kollektivvertrages tritt der Kollektivver-
trag fur die der Bundesinnung der Muller angehérenden Erzeugungszwei-
ge vom 1. Marz 1972, abgeschlossen zwischen der Bundesinnung der
Miiller, 1040 Wien, Prinz-Eugen-StraBe 14, und dem Osterreichischen Ge-
werkschaftsbund, Gewerkschaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter,
1080 Wien, Albertgasse 35, auBer Kraft.

2. Alle im Muhlengewerbe beschéftigten Dienstnehmer erhalten vom Be-
trieb allmonatlich fir den Eigenbedarf 20 kg Mehl (Back-, Koch- oder Brot-

mehl, je nach freier Wahl) und 20 kg Futtermehl zum Engrospreis ab Miihle
Uber Wunsch ausgefolgt.

§ 25. VERTRAGSPARTNER
1. Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. Oktober 1982 in Kraft.
2. Die Kindigung dieses Kollektivvertrages kann mittels eingeschriebenen

Briefes, unter Einhaltung einer dreimonatigen Frist, erfolgen; frihestens je-
doch zum 1. Oktober 1984.
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3. Die Lohnvertrage fur die einzelnen Erzeugungszweige kénnen unab-
hangig von der Laufzeit dieses Kollektivvertrages jederzeit von den jewei-
ligen Vertragspartnern abgeéndert werden.

4. Wahrend der Kiindigungsfrist geman Ziffer 2 sind Verhandlungen Uber
den Abschluss eines neuen Kollektivvertrages aufzunehmen.

Wien, am 1. Oktober 1982.

BUNDESINNUNG DER MULLER

Bundesinnungsmeister Geschéftsfuhrer
Hans Mittermayer Dr. U. Christalon

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter

Obmann Zentralsekretar
Dr. Josef Staribacher Kurt Bliimel

seit November 2009
Gewerkschaft PRO-GE

Bundesvorsitzender Bundessekretar
Rainer Wimmer Peter Schleinbach

Sekretar
Erwin A. Kinslechner
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KOLLEKTIVVERTRAG

abgeschlossen zwischen der Bundesinnung der Muller, Wiedner Haupt-
straBe 63, 1045 Wien einerseits und dem Osterreichischen Gewerk-
schaftsbund, Gewerkschaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter, Albert-
gasse 35, 1080 Wien, andererseits.

. GELTUNGSBEREICH

Raumlich: Fir das gesamte Bundesgebiet.

Fachlich: Fur alle MUhlenbetriebe, die der Bundesinnung der Miller ange-
héren und die dem Muhlengesetz unterliegen.

Fr Betriebe, die auch anderen Erzeugungssparten angehdéren, ist die Zu-
satzvereinbarung nur dann anzuwenden, wenn die Produktion des vorste-
hend genannten Erzeugungszweiges jahresumsatzmaiig Uberwiegt. In
Zweifelsfallen ist die Vertragszugehdrigkeit zwischen den Vertragspart-
nern einvernehmlich festzustellen.

Persénlich: Fir alle in den Mihlenbetrieben beschéftigten Arbeiter und
Arbeiterinnen einschlie3lich der gewerblichen Lehrlinge.

Il. ARBEITSZEIT
1.) Die wochentliche Normalarbeitszeit betragt ab 1.1.1986 38 Stunden.

2.) Die ersten beiden Uber die betrieblich vereinbarte Normalarbeitszeit hi-
naus geleisteten Arbeitsstunden sind als 39. und 40. Wochenstunden
innerhalb des darauffolgenden Zeitraumes von 8 Kalenderwochen durch
Freizeitstunden im Verhéltnis 1 : 1 auszugleichen. Auf Zuschléage, ausge-
nommen Uberstundenzuschlége, ist Ricksicht zu nehmen.

3.) Kommt ein Freizeitausgleich innerhalb des Zeitraumes von 8 Kalender-

woch_en nicht zustande, sind die geleisteten 39. und 40. Wochenstunden
wie Uberstunden abzurechnen.
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ll. MONATSGEHALTER
1.) Die Monatsgehalter sowie die Lehrlingsentschadigungen bleiben an-
lasslich der Arbeitszeitverkliirzung unverandert. Der Divisor fur die Ermitt-
lung der Normalstunde betragt 164.
2.) Die durch die Verkirzung der wéchentlichen Normalarbeitszeit verur-

sachten Mehrkosten sind im Zeitraum 1.1.1986 bis 30.6.1986 zu erheben
und bei den Gehaltsverhandlungen im Jahre 1986 zu bertcksichtigen.

IV. GELTUNGSBEGINN — SCHLUSSBESTIMMUNGEN
1.) Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. Janner 1986 in Kraft.
2.) Die durch die Vereinbarung erfolgte Arbeitszeitverkiirzung ist auf alle

kinftigen gesetzlichen Regelungen, die eine Verklrzung der wdchentli-
chen Arbeitszeit bewirken, anrechenbar.

Wien, 27.11.1985
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BUNDESINNUNG DER MULLER

Bundesinnungsmeister Geschéftsfuhrer
Leopold Haberfellner Dr. Ulrich Christalon

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Gewerkschaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter

Obmann Zentralsekretar
Dr. Josef Staribacher Gerhard Gobl

seit November 2009
Gewerkschaft PRO-GE

Bundesvorsitzender Bundessekretar
Rainer Wimmer Peter Schleinbach

Sekretér
Erwin A. Kinslechner
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GEWERKSCHAFT PRO-GE

1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1, Tel. 01/534 44-69 555
Fax 01/534 44-103 514

Wir sind im Internet erreichbar unter: http://www.proge.at

Landessekretariat Burgenland:
7000 Eisenstadt, Wiener StraBe 7, Tel. 02682/770-53,
Fax 01/534 44-103 101

Landessekretariat Karnten:
9020 Klagenfurt, Bahnhofstra3e 44, Tel. 0463/58 70-414,
Fax 01/534 44-103 102

Landessekretariat Niederésterreich:*)

2500 Baden, Wassergasse 31a, Tel. 02252/443 37,

Fax 01/534 44-103 103

Regionalsekretariat Amstetten-Melk-Scheibbs:

3300 Amstetten, Wiener Stra3e 55, Tel. 07472/628 58-51 460,
Fax 01/534 44-103 123

Regionalsekretariat Baden-Médling:*)

2500 Baden, Wassergasse 31a, Tel. 02252/484 76-29 331,
Fax: 01/534 44-103 163

Regionalsekretariat Ganserndorf-Schwechat:

2230 Ganserndorf, Wiener StraBBe 7a, Tel. 02282/86 96,

Fax: 01/534 44-103 153

Regionalsekretariat Waldviertel-Donau:

3500 Krems, Wiener StraBBe 24, Tel. 02732/824 61-291 62,
Fax: 01/53 444-103 173

Gmuind:

3950 Gmiind, WeitraerstraBe 19, Tel. 02852/524 12-29 133,
Fax 01/534 44-103 143

Regionalsekretariat Wr. Neustadt-Neunkirchen:

2700 Wiener Neustadt, Grohrmihlgasse 4-6, Tel. 02622/274 98,
Fax: 01/534 44-103 183

Regionalsekretariat St. Pélten-Lilienfeld:

3100 St. Pélten, Gewerkschaftsplatz 1, Tel. 02742/832 04-27,
Fax: 01/534 44-103 133

*) Das Landessekretariat NO und Bezirkssekretariat Baden-Modling iibersiedeln
vortibergehend und sind von 1. Juni 2019 bis voraussichtlich Anfang 2021 unter dieser
Adresse erreichbar: Elisabethstral3e 38, 2500 Baden.


http://www.proge.at
http://maps.google.at/maps?q=7000+Eisenstadt,Wiener+Stra�e+7&z=15
http://maps.google.at/maps?q=9020+Klagenfurt,Bahnhofstra�e+44&z=15
http://maps.google.at/maps?q=2500+Baden,Wassergasse+31a&z=15
http://maps.google.at/maps?q=3300+Amstetten,Wiener+Stra�e+55&z=15
http://maps.google.at/maps?q=2500+Baden,Elisabethstra�e+38&z=15
http://maps.google.at/maps?q=2230+G�nserndorf,Wiener+Stra�e+7a&z=15
http://maps.google.at/maps?q=3430+Tulln,Rudolf+Buchinger+Stra�e+27&z=15
http://maps.google.at/maps?q=3950+Gm�nd,Weitraerstra�e+19&z=15
http://maps.google.at/maps?q=2700+Wiener+Neustadt,Gr�hrm�hlgasse+4&z=15
http://maps.google.at/maps?q=3100+St+P�lten,Gewerkschaftsplatz+1&z=15
http://maps.google.at/maps?q=2500+Baden,Elisabethstra�e+38&z=15

Landessekretariat Oberdsterreich:

4020 Linz, VolksgartenstraBe 34, Tel. 0732/65 33 47
Bezirkssekretariat Steyr:

4400 Steyr, Redtenbachergasse 1a, Tel. 07252/546 61,
Fax: 01/534 44-103 134

Landessekretariat Salzburg:
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-StraBe 10, Tel. 0662/87 64 53,
Fax 01/534 44-103 105

Landessekretariat Steiermark:

8020 Graz, Karl-Morre-StraBe 32, Tel. 0316/70 71-271 bis 276,
Fax 01/534 44-103 106

Bezirkssekretariat Bruck/Mur:

8600 Bruck/Mur, SchillerstraBe 22, Tel. 03862/510 60,

Fax: 01/534 44-103 126

Bezirkssekretariat Leoben:

8700 Leoben, Buchmillerplatz 2, Tel. 03842/459 86,

Fax: 01/534 44-103 136

Landessekretariat Tirol:
6020 Innsbruck, Sudtiroler Platz 14—16, Tel. 0512/597 77-5086,
Fax 01/534 44-103 107

Landessekretariat Vorarlberg:
6900 Bregenz, Reutegasse 11, Tel. 05574/717 90,
Fax 01/534 44-103 108

Landessekretariat Wien:
1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1, Tel. 01/534 44-69 661
Fax 01/534 44-103 109
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http://maps.google.at/maps?q=8020+Graz,Karl+Morre+Stra�e+32&z=15
http://maps.google.at/maps?q=8600+Bruck+Mur,Schillerstra�e+22&z=15
http://maps.google.at/maps?q=8700+Leoben,Buchm�llerplatz+2&z=15
http://maps.google.at/maps?q=6010+Innsbruck,S�dtiroler+Platz+14&z=15
http://maps.google.at/maps?q=6900+Bregenz,Reutegasse+11&z=15
http://maps.google.at/maps?q=1020+Wien,Johann+B�hm+Platz+1&z=15

HIER BILDEN SICH < b -
NEUE PERSPEKTIVEN f

ehrabschlUsse
Berufsreifeprufung
Gesundheit Soziales

Wellness EDV/IT Logistik
Transport Verkehr
Management Wirtschaft

Padagogik Beratung ... und

Personlichkeit Sprachen (e ealvE

Technik Okologie mehr
Sicherheit

Tourismus
Gastronomie

DAS BFI - IHR VERLASSLICHER PARTNER FUR

AUS- UND WEITERBILDUNG www.bfi.at




Ll otenanee: S0 484 1029 D99

. g Mo, 11, Novembar 2019
\ ‘ ki 06, 0 Howemer 2020

. l |
Frohes Fahren.
Frohes Sparen.

Jetzt OBB VORTEILSCARD direkt in der OBB App
buchen und sofort sparen! Alle Infos auf
oebb.at/vorteilscard HEUTE. FUR MORGEN. FUR UNS.




	Inhaltsverzeichnis
	Kollektivvertrag Müller – Mühlengewerbe (Stand 2020)
	§ 1. Vertragspartner
	§ 2. Geltungsbereich
	§ 3. Für die Begründung des Arbeitsverhältnisses
	§ 4. Arbeitszeit
	§ 5. Pausen
	§ 6. Überstundenarbeit
	§ 7. Sonntags- und Feiertagsarbeit
	§ 8. Nachtarbeit
	§ 9. Zuschläge Für Überstundenarbeit, Sonntags- und Feiertagsarbeit und Nachtarbeit
	§ 10. Lohnzahlung
	§ 11. Zulagen
	§ 12. Zehrgelder und Übernachtungskosten
	§ 13. Urlaub
	§ 14. Urlaubszuschuss
	§ 15. Weihnachtsremuneration
	§ 16. Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle
	§ 17. Entgelt bei Arbeitsverhinderung außerhalb des Krankenstandes
	§ 18. Schutz- und Arbeitskleidung
	§ 19. Lösung des Arbeitsverhältnisses
	§ 20. Abfertigung
	§ 21. Verfall von Ansprüchen
	§ 22. Schlichtung von Streitigkeiten
	§ 23. Begünstigungsklausel
	§ 24. Sonstige Bestimmungen
	§ 25. Vertragspartner
	[Unterschriften]

	Kollektivvertrag
	I. Geltungsbereich
	II. Arbeitszeit
	III. Monatsgehälter
	IV. Geltungsbeginn – Schlussbestimmungen
	[Unterschriften]

	Anschriften Gewerkschaft PRO-GE

